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ÄRZTE ZEITUNG: Herr Dr. Velling,
zu Ihrem Amtsantritt haben Sie einen
Erziehungsberechtigten für die
Selbstverwaltung gefordert.
Was soll das sein und wie ernst
meinen Sie das?
DR. PETER VELLING:  Es ist  augenfäl-
lig, dass die KVen gerade bei den Zu-
kunftsthemen Kooperation und ange-
stellte Ärzte die gesetzlichen Vorga-
ben nicht, nur verzögert oder bewusst
anders als gedacht umsetzen. Am
ehesten könnte man dies als Bummel-
streik oder auch als zivilen Ungehor-
sam beschreiben.

An welchen Stellen tun sie das?
Nehmen Sie zum Beispiel die arztbe-
zogene Prüfung der Abrechnung auf
Plausibilität. Hier hat der Gesetzge-
ber  2015 klargestellt, dass angestellte
Ärzte und Vertragsärzte gleich zu be-
handeln sind. (SGB V § 106d,2 Anm. d.
Red.)

Dennoch führen einige KVen bei
Teilzeitangestellten, also bei Viertel-,
Halb- und Dreiviertelärzten die Prü-
fungen nach wie vor mit einer um ein
Drittel abgesenkten Prüfsumme
durch, was natürlich viel schneller zu
Auffälligkeiten führt. Dabei geht es
um Auffälligkeitsgrenzen, die nicht
selten Honorarregresse bedingen.

Gibt es weitere Beispiele?
Ein anderes Beispiel ist die Umset-
zung der im Januar 2017 mit dem
Selbstverwaltungsstärkungsgesetz ge-
änderten Vorgabe, dass alle Ärzte mit
einer Wochenarbeitszeit von zehn
Stunden Mitglied ihrer KV sind. Zehn
Stunden – das ist nach einhelliger
Meinung ein Viertelarzt. In der Um-
setzung dieser Vorschrift hat aber –
um nur ein Beispiel zu nennen – die
KV Schleswig-Holstein kürzlich in ih-
rer Satzung die Bedingung ‚mindes-
tens halbtags mit mindestens zehn
Wochenstunden‘ aufgenommen, also
entgegen der Vorgabe im SGB V Vier-
telärzte ausgeschlossen.

Was möchten Sie denn ändern?
Ich möchte erreichen, dass KVen zu-
künftig im Sinne der gesetzlichen
Vorgaben und auch für ihre angestell-
ten Mitglieder handeln. Dafür halte
ich das Ausweichen auf den Klageweg
für nicht sinnvoll. Auch finde ich es ei-
gentlich peinlich, dass der BMVZ nur
auf dem Gesetzgebungsweg Änderun-
gen anstoßen kann. Vielleicht ändert
sich das über die fachberatenden Aus-
schüsse „Angestellte Ärzte“, die in-
zwischen – auf Geheiß des Gesetzge-
bers – in allen KVen und der KBV ein-
gerichtet worden sind.

Angestellte Ärzte, das betrifft ja
nicht nur MVZ, sondern auch rund
17 000 Ärzte, die in Praxen beschäf-
tigt sind…
Ja, auch hier lassen sich solche
Schwierigkeiten bei der Umsetzung
gesetzlicher Vorgaben vielfach finden.
Klassiker sind etwa Probleme in den
Zulassungsausschüssen, in denen der
Ermessensspielraum bei Entschei-
dungen auffällig oft zu Ungunsten von
MVZ-Bewerbern genutzt wird. Ty-
pisch sind auch die vielen Probleme

bei der Genehmigung von Zweigstel-
len. Hinzu kommt, dass sich hier zu-
letzt auch das Bundessozialgericht im
übertragenen Sinne als zusätzlicher
Gesetzgeber beteiligt hat. So etwa bei
der Entscheidung zur dreijährigen
Weiterbeschäftigungspflicht der ihre
Zulassung abgebenden Ärzte bei Sitz-
einbringung. Das ist eine Einschrän-
kung, die weit über den ursprüngli-
chen Willen des Gesetzgebers hinaus-
geht. Erstaunlicherweise haben die
KVen diesen Richterspruch binnen
Tagen in ihre Entscheidungen über-
nommen.

Was sind also Ihre Forderungen?
Das SGB V, die untergesetzlichen
Normen sowie die ärztliche Selbstver-
waltung müssen so fortentwickelt
werden, dass angestellte Ärzte, aber
auch MVZ als Leistungserbringer
gleichberechtigt neben den Nieder-
lassungspraxen an der ambulanten
ärztlichen Versorgung teilnehmen
können. Das gilt auch für die Vergü-
tung. Und das schließt eine echte Be-
teiligung der in den MVZ und BAGs
angestellten Ärzte in den Strukturen
der KVen mit ein. In einer Welt, in der
Ärzte zunehmend die Anstellung als
positive Arbeitsplatzoption für sich
wählen, reicht es nicht, in jeder KV
und der KBV einen beratenden Fach-
ausschuss für angestellte Ärzte einzu-
setzen.

Was sollten die neuen Koalitionäre
anders machen?
Die Versorgungslandschaft und das
Selbstbild der Ärzte verändern sich.
Der Gesetzgeber sollte über die De-
batten zur Rolle der Krankenhäuser
und der Notfallversorgung nicht aus
den Augen verlieren, dass es auch in
den ambulanten Strukturen dringli-
chen Regelungsbedarf gibt.

BMVZ-Chef Velling: „Die KVen
befinden sich im Bummelstreik!“
Seit Mitte September steht
Dr. Peter Velling dem Bun-
desverband MVZ vor. Er fin-
det, die KVen nehmen die
MVZ und die angestellten
Ärzte nicht ausreichend
ernst. Das soll sich ändern.

Das Interview führte Anno Fricke
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Dr. Peter Velling (59)

Aktuelle Position: 
Vorstandsvorsitzender des
Bundesverbands Medizinische
Versorgungszentren (BMVZ).

Vorsitzender des Fach-
ausschusses Angestellte
Ärzte der KV Berlin.

Laufbahn: Facharzt für
Innere Medizin; 14 Jahre Nieder-
lassung in hausärztlicher
Gemeinschaftspraxis mit den
Schwerpunkten Integrative
Medizin und Allergologie; seit
acht Jahren angestellt als
Ärztlicher Leiter der MVZ der
Evangelischen Lungenklinik
Berlin tätig.
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Berlin. Die Linke will ein Ende des
Cannabis-Verbots in Deutschland
durch eine Initiative im Bundestag
über Fraktionsgrenzen hinweg er-
reichen. „Ziel muss es sein, die Kri-
minalisierung der Konsumenten
zu beenden, die Verbreitung von
Cannabis zu kontrollieren sowie
den Gesundheits- und Jugend-
schutz in der Bevölkerung zu ver-
bessern“, sagte der Parlamentari-
sche Geschäftsführer Jan Korte in
Berlin. Zuletzt hatte der Bund
Deutscher Kriminalbeamter
(BDK) mit einer entsprechenden
Forderung für Aufmerksamkeit ge-
sorgt (wir berichteten).

Korte sagte, der BDK habe völlig
Recht. „Der Kampf gegen den Can-
nabiskonsum durch Repression ist
gescheitert.“ Konsumenten
bräuchten Aufklärung, Abhängige
Hilfe. „Noch vor Zustandekommen
der GroKo sollte deshalb versucht
werden, die vorhandene parlamen-
tarische Mehrheit zur Entkrimina-
lisierung zu nutzen“, sagte Korte.
Er kündigte einen Vorschlag an die
anderen Fraktionen für einen ge-
meinsamen Antrag an. Legalisiert
werden solle der Besitz von gerin-
gen Mengen Cannabis zum Eigen-
gebrauch. Portugal, Uruguay und
andere Länder hätten dies bereits
getan.

Die FDP-Fraktion fordert eine
kontrollierte Abgabe von Cannabis
an Volljährige. (dpa)

DROGENPOLITIK

Linke will
Cannabis
legalisieren

Die Linke im Bundestag
unterstützt die Forderung
des Bundes der Kriminal-
beamten, das Cannabis-
Verbot zu kippen. Dazu
plant sie eine fraktions-
übergreifende Initiative.

Stuttgart. Der Pilotabschluss für die
Metall- und Elektrobranche in Ba-
den-Württemberg weist neben einem
ordentlichen Gehaltsplus auch einen
großen Vorteil für Mitarbeiter auf, die
sich in besonderem Maße um Ange-
hörige kümmern müssen: Beschäftig-
te, die Kinder erziehen, Angehörige
pflegen oder in Schicht arbeiten, kön-
nen erstmals ab 2019 wählen, ob sie

statt eines tariflichen Zusatzgelds
acht freie Tage nehmen wollen. Zwei
Tage davon finanziert der Arbeitge-
ber. „Mit diesem Modell schaffen wir
einen Ausgleich für Belastungen und
sorgen dafür, dass unsere Kolleginnen
und Kollegen länger gesund bleiben“,
sagte IG Metall-Verhandlungsführer
Roman Zitzelsberger. „Außerdem
schaffen wir Freiräume für wichtige
gesellschaftliche Aufgaben und er-
leichtern die Vereinbarkeit von Beruf
und Privatleben.“

Das Tarifergebnis sieht eine Erhö-
hung der Löhne und Gehälter um 4,3
Prozent zum 1. April 2018 vor, 100 Eu-
ro Einmalzahlung für Januar bis März
2018, im Juli 2019 ein dauerhaft wirk-
sames tarifliches Zusatzgeld von 27,54
Prozent des Monatsgehalts plus 400
Euro. Die jetzt erreichte Flexibilisie-
rung der Arbeitszeit war ein beson-

ders strittiger Punkt in den zurücklie-
genden Tarifverhandlungen. Der
IG Metall-Vorsitzende Jörg Hofmann
bezeichnete den Tarifabschluss als ei-
nen „Meilenstein auf dem Weg zu ei-
ner modernen, selbstbestimmten Ar-
beitswelt“. Viel zu lange sei Flexibili-
tät bei der Arbeitszeit ein Privileg der
Arbeitgeber gewesen. Aber auch sein
gegenüber auf Bundesebene, Gesamt-
metall-Präsident Rainer Dulger, lobt
die gefundene Lösung: „Wir haben
heute den Grundstein für ein flexibles
Arbeitszeitsystem für das 21. Jahr-
hundert gelegt.“

Konkret bedeutet dies, dass Be-
schäftigte mit erhöhten privaten Be-
lastungen die zusätzlichen freien Tage
für die Betreuung von Kindern bis
acht Jahren in Anspruch nehmen
können oder für die häusliche Pflege
von Angehörigen ersten Grades mit

mindestens Pflegegrad 1. Dass damit
einem wachsenden Bedürfnis in der
Gesellschaft entsprochen wird, zeigt
eine noch unveröffentlichte Untersu-
chung des Deutschen Gewerkschafts-
bundes, über die die „Saarbrücker
Zeitung“ berichtet. Demnach betreut
jeder elfte Arbeitnehmer in Deutsch-
land zusätzlich einen pflegebedürfti-
gen Angehörigen. 71 Prozent der be-
troffenen Beschäftigten beklagen der
Studie zufolge zeitliche Probleme, um
beide Aufgaben unter einen Hut zu
bringen. Unter den älteren Beschäf-
tigten ab 60 Jahren kümmert sich be-
reits jeder fünfte um pflegebedürftige
Angehörige. Laut DGB bekommen
aber nur fünf Prozent der Betroffenen
in ihren Unternehmen zusätzliche
Auszeiten für die Pflege von Angehö-
rigen. 61 Prozent fänden ein solches
Angebot für sie hilfreich. (bar)

Mehr Zeit für Pflege statt mehr Gehalt
Beschäftigte mit Kindern,
pflegebedürftigen Angehö-
rigen oder in Schichtarbeit
können in der Metall- und
Elektrobranche künftig ein
tarifliches Zusatzgeld in
freie Tage umwandeln.

Berlin. In Berlin halten sich hart-
näckig Gerüchte, dass der Deut-
sche Hausärzteverband und sein
langjähriger Hauptgeschäftsführer
Eberhard Mehl künftig getrennte
Wege gehen. Mehl ist seit Juni
2000 in dieser Funktion. Zudem
war er Vorstandsvorsitzender der
Hausärztlichen Vertragsgemein-
schaft AG (HÄVG). „Zu internen
Angelegenheiten äußern wir uns
zum momentanen Zeitpunkt
nicht“, sagte Verbandspressespre-
cher Vincent Jörres am Dienstag
auf Anfrage der „Ärzte Zeitung“.

Gemeldet hat der Verband, dass
Dr. Axel Wehmeier zum 1. Februar
in den Vorstand der HÄVG einge-
treten ist. Wehmeier war bislang
bei der Telekom. (eb)

HAUSÄRZTEVERBAND

Gerüchte um
Wechsel Mehls

Dr. Rainer Dulger, Präsident des Arbeitgeberverbandes Gesamtmetall, zum Pilotabschluss in der Metall- und Elektrobranche.
Vereinbart wurden flexiblere Freistellungsmöglichkeiten für Menschen, die Angehörige pflegen müssen oder kleine Kinder haben.

Die Anstrengung hat sich gelohnt: Wir haben heute
den Grundstein für ein flexibles Arbeitszeitsystem
für das 21. Jahrhundert gelegt.
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